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Stellungnahme gemäß § 4 (1) BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

zu dem o.g. Bauleitplan wird seitens des Landkreises Heidekreis folgende Stellungnahme ab-
gegeben.

Planungsrecht / Raumordnung
Begründung
4.1 Raumordnung und Landesplanung
4.2 Belange der Landwirtschaft
Es wird auf den Entwurf des Regionalen Raumordnungsprogrammes des Heidekreises aus dem 
Jahre 2015 Bezug genommen. Durch den Beschluss des Kreistages vom 15.12.2023 ist ent-
schieden worden, diesen Entwurf nicht weiter zu folgen. Stattdessen wurde durch die Bekannt-
gabe der allgemeinen Planungsabsichten das Verfahren zur Aufstellung eines Regionalen 
Raumordnungsprogrammes (neu) eingeleitet.

Ein Bezug zu dem Entwurf aus dem Jahr 2015 sollte insoweit nicht mehr hergestellt und auch 
nicht in der Begründung nicht mehr dargestellt werden.

Der Landkreis Heidekreis verfügt derzeit über kein gültiges Regionales Raumordnungspro-
gramm. Daher kann sich eine raumordnerischer Vorbehalt lediglich nach dem Landes-Raum-
ordnungsprogramm ergeben.

5. Wirksamer Flächennutzungsplan/Änderungsdarstellungen
Am 11.03.2023 erlangte die 38. Änderung des Flächennutzungsplans Rechtskraft. Das westlich 
an das vorliegend in Planung befindliche Gebiet grenzt im Westen somit an eine rechtskräftig 
im Flächennutzungsplan dargestellte Wohnbaufläche. Die in der Begründung zugrunde gelegte 
Abbildung 4 ist somit überholt und zu überarbeiten. Im Umweltbericht ist die planungsrechtliche 
Situation unter 1.5 hingegen korrekt dargestellt.
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Im weiteren Verfahrensverlauf muss sich die Samtgemeinde aufgrund der besagten Flächen-
nutzungsplandarstellung unter dem Aspekt der geplanten Verdopplung der gewerblichen 
Flächen tiefgehend auf das Spannungsfeld der aneinandergrenzenden Bereiche mit gänzlich 
unterschiedlichen Schutzansprüchen auseinandersetzen.

Insbesondere ist hier das dies durch § 50 BImSchG bestätigte Trennungsgebot zu berücksich-
tigen. Dieses Trennungsgebot verlangt, dass bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnah-
men die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen sind, dass 
schädliche Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienen-
den Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete, so weit wie möglich vermieden wer-
den.

Dem liegt der Gedanke zugrunde, dass schädliche Umwelteinwirkungen, soweit diese eine Er-
heblichkeitsschwelle überschreiten, namentlich gesunde Wohnverhältnisse beeinträchtigen, 
den Betroffenen nicht zumutbar sind.

Die beschriebene Auseinandersetzung hat im Rahmen des übergeordneten Gebots der plane-
rischen Konfliktbewältigung zu erfolgen und unterliegt den Anforderungen des Abwägungsge-
bots.

Natur- und Landschaftsschutz
Grundsätzlich bestehen gegen den geplanten Standort, vorbehaltlich der artenschutzrechtlichen 
Belange, keine naturschutzfachlichen Einwände. 

Aufgrund der fehlenden Unterlagen bezüglich des Artenschutzes und der Eingriffs- Ausgleichs-
bilanzierung kann zum jetzigen Zeitpunkt jedoch keine abschließende Stellungnahme abgege-
ben werden.

Immissionsschutz
Erst nach Vorlage des angekündigte Schallgutachtens kann eine Stellungnahme abgegeben 
werden.

Denkmalpflege
Bei der oben genannten Maßnahme können im Boden verborgene, oberirdisch nicht sichtbare 
Denkmale (Bodendenkmale) angeschnitten werden. Hierzu gehören insbesondere Urnen-, Ke-
ramik und Metallfunde, Feuerstellen, Knochenlager und sonstige auffällige Bodenverfärbungen. 
Diese Bodendenkmale sind gemäß § 14 des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes be-
sonders geschützt.

Sollte der Anlass zu der Annahme gegeben sein, Sachen oder Spuren gefunden zu haben, die 
auf ein Kulturdenkmal oder einen Bodenfund hindeuten, ist dieses unverzüglich der Unteren 
Denkmalschutzbehörde, Frau Eidmann, Tel.05191-970-726, E-Mail: c.eidmann@heidekreis.de 
zu melden.

Die Fundstelle ist bis zur Abstimmung des weiteren Vorgehens unverändert zu lassen.

Mit freundlichem Gruß
Im Auftrag

Carstens
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